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Handlungsfeld I: Barrierefreie und inklusive Gesundheitsversorgung 
I.1. Barrierefreie Arztpraxen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Arztpraxen sind barrierefrei 
zugänglich und ausgestattet 

Bei der Neuzulassung von Vertragsärzt:innen ist 
durch ein starkes Anreizsystem zu gewährleis-
ten, dass die Zulassung soweit wie möglich an 
barrierefreie Praxen erfolgt. 

 Neu Aktuelle Legis-
latur 

(Zahn-)Arztpraxen und psy-
chotherapeutische Praxen 
sind barrierefrei zugänglich 
und ausgestattet 

Aufsetzung eines bundesweiten steuerfinanzier-
ten Förderprogramms zur Förderung barriere-
freier (Zahnarzt-)Praxen (nicht für alle Praxen, 
sondern für besondere Konstellationen und Be-
darfslagen). 
 
Barrierefreie Zugänge z.B. für Rollstühle (ein-
schließlich Elektrorollstühle) und Gehhilfen (s. 
DINO ISO Normen). Hierbei sollten auch die be-
sonderen Teilhabebedarfe von Menschen mit 
Sinnesbeeinträchtigungen berücksichtigt und 
eine entsprechende Ausstattung der Arztpraxen 
gefördert werden (z.B. Lichtsignale für Men-
schen mit Hörbehinderung und Bodenleitsys-
teme für Menschen mit Sehbehinderung, wie 
beispielsweise Rillen- und Noppenplatten sowie 
optisch und taktil kontrastierende Materialien; 
Untersuchungsmobiliar wie gynäkologische 
Stühle). 
 
Auch die Internetauftritte müssen barrierefrei/-
arm gestaltet werden. 

Förderprogramm Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Verlässliche Informationen 
zum Grad der Barrierefreiheit 
in vorhandenen Arztpraxen 
bereitstellen  

Die Krankenkassen sollen Übersichten und bar-
rierefreie Suchmaschinen über barrierefreie Arzt-
praxen, gegliedert nach den unterschiedlichen 
Formen von Einschränkungen, zur Verfügung 
stellen.  
 
Die Erhebung der Kriterien zur Barrierefreiheit ist 
von Selbstauskunft auf externe Beurteilung um-
zustellen. 

Erstellung von Ver-
zeichnissen über barri-
erefreie Einrichtungen 
in Stadt und Land 
 
 

 Möglichst bis 
Ende 2024 

Aufsuchende Versorgung 
von Haus- und Fachärzt:in-
nen: Ärztliche Versorgung in 
der Häuslichkeit 

Verbindliche Vorgaben für Ärzt:innen bzgl. erfor-
derlicher Ausstattung, um Untersuchungen und 
Therapien in der Häuslichkeit durchführen zu 
können. 

Anpassung der Zulas-
sungsverordnung für 
Vertragsärzt:innen 
(Ärzte-ZV) 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

Weiterentwicklung der SPZ 
 

Ermöglichung nichtärztlicher sozialpädiatrischer 
Therapiekomponenten v.a. für Schulkinder zur 
Deckung eines dringlichen sozialpädiatrischen 
Behandlungsbedarfes; bislang: nur bis zur Diag-
nose und Aufstellung des Behandlungsplans (bei 
nicht- psychiatrischen Krankheiten). 

Klärung und gesetzli-
che Klarstellung der Zu-
ständigkeit in § 43a 
SGB V 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

Barrierefreie Kommunikation 
zwischen Ärzt:in und Pati-
ent:in 

Alle Ärzt:innen haben Informationen zu Video-Si-
multan-Gebärden-Dolmetschungsangeboten und 
wissen diese zu nutzen. 

Kampagne für barriere-
freie Versorgungssi-
cherheit 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

Barrierefreie Behandlung: 
Stärkerer Fokus auf Men-
schen mit psychischen Er-
krankungen und kognitiven 
Beeinträchtigungen 

Erhebung von Barrieren für psychisch kranke 
Menschen. 
Bessere Personalausstattung, da personeller 
Mehraufwand: längere Beratungsgespräche und 
unterstützende Maßnahmen. 

Forschungsauftrag, ge-
setzliche Vorgaben 

Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Fehlanreize zur Vermeidung 
der Behandlung von Men-
schen mit Behinderungen 
abschaffen 

Prüfen des Mehraufwands von Arztpraxen in der 
Versorgung von Menschen mit Behinderung und 
ggfls. Vergütung dessen.  

  Aktuelle Legis-
latur 

 
I.2. Barrierefreie Krankenhäuser und Rehabilitationseinrichtungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Refinanzierung der barriere-
freien Weiterentwicklung der 
Rehaeinrichtungen 

Rahmenvertrag zwischen Rehaträgern und Ver-
bänden der Leistungserbringer:  
Rehaträger (trägerübergreifend) und Leistungs-
erbringer verständigen sich auf Bundesebene 
auf die Refinanzierung des Umbaus. 

Rahmenvertrag zwi-
schen Rehaträgern und 
Verbänden der Leis-
tungserbringer  

XXX XXX 

Flächendeckende Umset-
zung der mobilen Rehabilita-
tion 

Kombination unterschiedlicher Maßnahmen auf 
Bundes- und Landesebene, auf gesetzlicher 
Ebene und im Rahmen der Selbstverwaltung: 
Änderungen in § 36 SGB IX (u. a. Erhebung der 
Bedarfsdeckung, ausdrückliche Erwähnung auch 
mobiler Rehabilitation), dort auch Weiterentwick-
lung des kooperativen Sicherstellungsauftrags. 
Gesetzliche Verankerung im SGB IX, um über 
die GKV hinaus die Reha-Träger auf das Ange-
bot der MoRe zu verpflichten; parallel ist die 
MoRE in SGB VI und VII zu verankern.   
Verankerung in regionalen Geriatrie-, Pflege- 
oder Teilhabeplänen.  
Förderprogramme i. S. einer Anschubfinanzie-
rung. 

Gesetzliche Änderun-
gen, 
Anpassung regionaler 
Geriatrie-, Pflege- oder 
Teilhabepläne, 
Förderprogramme 

  

Barrierefreier Zugang zur 
neuropsychologischen Reha-
bilitation 

Für blinde Menschen bzw. Menschen mit visuel-
ler Beeinträchtigung bestehen hier erhebliche 
Barrieren, da die meisten digitalen/ computerba-
sierten Trainingsprogramme nach wie vor nicht 

Schaffung von Anreizen 
alternative Konzepte zu 
entwickeln und diese 
barrierefrei bundesweit 

Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

barrierefrei sind und dadurch nicht genutzt wer-
den können. 

flächendeckend einzu-
führen und umzusetzen 

Die Komplexleistung Frühför-
derung ist dahingehend wei-
terzuentwickeln, dass auch 
Schulkinder diese erhalten 
können.  
 

Veränderung des § 79 SGB IX und der Frühför-
derungsverordnung (§1), um Kinder bis zu ei-
nem Jahr nach der Einschulung die (Komplex-
leistung) Frühförderung zu ermöglichen. 
Für die Komplexleistung Frühförderung ist eine 
Schiedsstellenregelung zu schaffen.  

Novellierung von SGB 
I. Überarbeitung der 
Frühförderungs-verord-
nung. 
Ergänzung § 46 SGB 
IX. 

Neu 
 

Aktuelle Legis-
latur 

 

I.3. Barrierefreiheit in sonstigen Gesundheitseinrichtungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Ambulante Leistungen für 
Menschen mit psychischen 
Erkrankungen (wie Soziothe-
rapie oder häusliche Kran-
kenpflege für psychisch 
Kranke) sind verfügbar und 
zugänglich.  
Spezifisch psychiatrische 
Notfall- und Krisendienste 
sind flächendeckend verfüg-
bar. 

Die Handlungsempfehlungen aus dem ersten 
Psychiatriedialog sind vom Gesetzgeber umzu-
setzen. 
Im Rahmen der Krankenhausreform sind An-
reize zu schaffen, insbesondere die aufsuchen-
den, ambulanten und teilstationären Behand-
lungsangebote der psychiatrischen Kliniken und 
Fachabteilungen zu stärken. Dabei sind Doppel-
strukturen zu vermeiden und Kooperationen mit 
ambulanten Leistungserbringern sowie gemein-
sam erbrachte Leistungsformen gezielt zu stär-
ken, um Menschen mit hohem psychiatrisch-psy-
chotherapeutischen Unterstützungsbedarf bes-
ser zu erreichen. Die multiprofessionellen Teams 
sind um Peers zu erweitern, deren auskömmli-
che Vergütung tariflich zu regeln ist. 

Die Entwicklung bzw. 
Umsetzung psychiat-
risch-psychotherapeuti-
scher Angebote soll tri-
alogisch erfolgen, also 
unter Beteiligung der 
Betroffenen, ihrer An-
gehörigen sowie der 
Leistungserbringer. 

Laufend Laufend 

Bundesweite, flächende-
ckende Versorgung mit 
MZEB sicherstellen.  

Durch geeignete Maßnahmen ist die flächende-
ckende, bundesweite Infrastruktur an MZEBs zu 
schaffen und zu erhalten.  

  Aktuelle Legis-
laturperiode 
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I.4. Barrierefreie Medizinprodukte 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Anwendungshinweise in 
Leichter Sprache.  

Erarbeitung und Bereitstellung von Materialien 
zur Unterstützung bei der Verwendung von 
Leichter Sprache an zentraler, anerkannter 
Stelle. 

Auftrag durch den Bund 
an anerkannte Überset-
zungsbüros für Leichte 
Sprache 

neu Aktuelle Legis-
laturperiode 

 

I.5. Barrierefreiheit im Bereich des Öffentlichen Gesundheitsdiensts 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Barrierefreiheit ( analog zu 
den in Handlungsfeld I.1 auf-
geführten Forderungen; sind 
diese auch im ÖGD aufzu-
stellen) 

Sensibilisierung und Schulung von Mitarbeiten-
den im ÖGD zu Teilhabe- und Inklusionszielen. 

Gesetzliche Vorgabe Neu Aktuelle Legis-
latur 

 
I.6. Weitere Maßnahmen in der Gesundheitsversorgung 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Kompetenzen des Gesund-
heitspersonals für die Ver-
sorgung von Menschen mit 
Behinderungen in der Aus-, 
Fort- und Weiterbildung stär-
ken. 
 

Medizinische Fachkenntnisse in Bezug auf spe-
zifische Krankheitsbilder von Menschen mit Be-
hinderungen müssen besser in die Aus-, Fort- 
und Weiterbildungsordnungen integriert werden. 
Die besonderen Behandlungsbedarfe von Pati-
entinnen und Patienten mit Behinderungen müs-
sen im praxisbezogenen Teil sämtlicher Ausbil-
dungs- und Studiengänge im Gesundheitswesen 
berücksichtigt werden.  
 
Schulung von Praxispersonal im Umgang mit 
leichter Sprache. 

Überprüfung einschlägi-
ger gesetzlicher Vorga-
ben, Approbationsord-
nungen VO,  
Anforderungen an ei-
nen angemessenen 
Umgang mit Patient:in-
nen mit Behinderung 
sind in den Aus-, Fort- 
und Weiterbildungsord-
nungen, Curricula und 

Laufend Aktuelle Legis-
latur 
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Kompetenz im Umgang mit Rollstuhlfahrer:innen 
(Schulung von Praxismitarbeiter:innen zu Kennt-
nissen Transfer von Rollstuhl auf Arztstuhl, 
Liege o.ä.) 
 
Kompetenzen bezüglich des Abbaus von 
Zwangsbehandlungen und FEM stärken. 
Evaluierung der durchgeführten Zwangsbehand-
lungen und Zwangsmaßnahmen.  

Didaktiken der ver-
schiedenen Gesund-
heitsberufe systema-
tisch zu verankern.  
 
Verpflichtende Schulun-
gen 

Beseitigung von Qualitätsde-
fiziten bei Hilfsmittelversor-
gung  

Ausschreibungen dürfen die Beratung und woh-
nortnahe Versorgung mit Hilfsmitteln nicht ge-
fährden. Die Einweisung in die Nutzung von 
Hilfsmitteln ist in der Regel auf Personen ohne 
kognitive Einschränkungen ausgerichtet. Auch 
hier muss eine barrierefreie Einweisung erfol-
gen. 
Überprüfung des wettbewerbsbasierten Ver-
tragsmodells. 

Überprüfung der Stan-
dards  
Überprüfung einschlägi-
ger gesetzlicher Vorga-
ben, VO, Anpassungen 
von Regelungen  

Laufend Aktuelle Legis-
latur 

Entstigmatisierung von psy-
chischen Erkrankungen bzw. 
psychosozialen Krisen, um 
Menschen mit psychischen 
Erkrankungen darin zu unter-
stützen, sich frühzeitig an 
das Gesundheitssystem zu 
wenden bzw. um die Zivilge-
sellschaft für die Situation 
psychisch erkrankter Men-
schen zu sensibilisieren. 

Kampagnen zur Entstigmatisierung psychischer 
Erkrankungen und psychosozialer Krisen. 
 
Förderung niedrigschwelliger Bildungsangebote 
wie z.B. Mental Health First Aid-Kurse. 
 
Förderung des Aufbaus von Recovery-Colleges. 
 
 
 
 

Kampagnen sind auf 
Grundlage wissen-
schaftlicher Evidenz zu 
gestalten und dies heißt 
u.a. sie mit Betroffenen 
zusammen zu planen 
und durchzuführen. 

Laufend Aktuelle Legis-
latur 

OTC-Medikamente für typi-
sche Begleiterkrankungen 
oder Folgeerscheinungen 

Änderung des § 34 Absatz 1 SGB dahingehend, 
dass der GBA die Verordnungsfähigkeit von 
OTC-Medikamenten bei Begleiterkrankungen 
von Menschen mit Behinderung festlegen kann. 

Gesetzesanpassung  Aktuelle Legis-
latur 
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von Beeinträchtigungen sind 
verordnungsfähig. 

Erhebung der Unterstüt-
zungsbedarfe von Menschen 
mit Behinderungen, Men-
schen mit Verständigungs-
problemen, älteren Men-
schen 

Erhebung der Unterstützungsbedarfe von Men-
schen mit Behinderungen, Menschen mit Ver-
ständigungsproblemen und älteren Menschen.  
 

Studie 
 

Neu 2024 

Die Heilmittelversorgung 
muss barrierefrei gewährleis-
tet werden.  

Sensibilisierung und Schulung von Heilmitteler-
bringer*innen 

Gesetzesanpassung 
bzgl.  Anpassung der 
Heilmittelrichtlinie sowie 
der Rahmenverträge, 
Ergänzung der Ausbil-
dungsinhalte 

Neu  Aktuelle Legis-
latur 

Alle Untersuchungen, ein-
schließlich MRT und CT 
müssen barrierefrei durch-
führbar sein 

Einführung von Vorgaben bzgl. des barriere-
freien Zugangs zu notwendigen Untersuchun-
gen, Förderung von Praxen mit entsprechenden 
Geräten und Ausstattung. 

Gesetzliche Anpassung  Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Handlungsfeld II: Barrierefreiheit in der Langzeitpflege 
II.1. Abbau von Barrieren in der Versorgung, Digitalisierung 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Teilstationäre und vollstatio-
näre Pflegeeinrichtungen 
sind barrierefrei zugänglich 
und nutzbar. 

Barrierefreie Ausstattung der teil- und vollstatio-
nären Pflegeeinrichtungen (räumlich, sächlich, 
personell, Kommunikationsmittel) für die Bewoh-
ner:innen und Tagespflegegäste  

Bestandteil der Invest-
kostenförderung und 
Erfordernis von spezifi-
schen Förderpro-
gramme für die ver-
schiedenen Formen der 
Barrierefreiheit  

Laufend Über die aktu-
elle Legislatur 
hinaus  

Schaffung von Entlastungs-
angeboten für Eltern von Kin-
dern mit Behinderungen und 
Erweiterung des Entlas-
tungsbudgets für Kinder mit 
Behinderungen 

Erweiterung des Rechtsanspruchs auf ein Ent-
lastungsbudgets für Familien mit Kindern mit Be-
hinderungen in den PG 2 und 3. 

Gesetzlicher Ände-
rungsbedarf, den 
Rechtsanspruch auf ein 
Entlastungsbudget für 
Kinder mit Behinderun-
gen auf PG 2 und 3 zu 
erweitern 

-- -- 

 

II.2. Pflegebedürftige Kinder und Jugendliche 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Niedrigschwellige, barriere-
freie Beratung und Informa-
tion sowie Antragstellung si-
cherstellen. 

Informationen zu den Vorgaben des SGB XI ste-
hen oftmals nicht barrierefrei zur Verfügung. An-
tragsformulare wie auch Widerspruchsverfahren 
sind ebenfalls nicht barrierefrei und damit diskri-
minierend.  

Gesetzliche Vorgaben 
anpassen.  

Neu Aktuelle Legis-
latur  
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II.3. Barrierefreie Informationsaufbereitung 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Mehr Transparenz, Infor-
miertheit und Nachvollzieh-
barkeit für Leistungsneh-
mer/innen.  
 
Information in Leichter Spra-
che zur Verfügung stellen. 
 
Digitale Zugangsformen 
müssen sicherstellen, dass 
Menschen mit hohem Unter-
stützungsbedarf nicht ausge-
schlossen werden. 

Abrufbarkeit von Informationen/ Beratungsleis-
tungen z. B. in Leichter Sprache, Brailleschrift 
Übersetzung für Blinde und Sehbehinderte, Ge-
bärdendolmetschung, Verwendung von Pikto-
grammen etc.)  
Beschreibung von Standards und deren Finan-
zierung; Maßnahmen bei Nichterfüllung 
Finanzierung personeller/ sächlicher Assistenz 
bei der Nutzung digitaler Formate, insbesondere 
bei Menschen mit hohem Unterstützungsbedarf. 

Überprüfung der Stan-
dards  
Überprüfung einschlägi-
ger gesetzlicher Vorga-
ben, VO   

Laufend Aktuelle Legis-
latur 

Meldesystem für Barrieren 
schaffen 

Einrichtung eines einfachen und zugänglichen 
Meldesystems für Patient:innen und Angehörige, 
um nicht barrierefreie Einrichtungen zu melden. 

Einrichtung einer bun-
deszentralen Melde-
Stelle durch das BMG 

Neu  Aktuelle Legis-
latur 

Pflegestützpunkte und Bera-
tungsstellen müssen barrie-
refrei und kultursensibel zu-
gänglich sein. 

Vorgaben zur Barrierefreiheit verankern.  Gesetzliche Anpassung Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Handlungsfeld III: Inklusive Prävention 
III.1. Barrierefreie Präventionsleistungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Barrierefreie Prävention bei 
Verhaltens- und Verhält-
nisprävention  

In der Nationalen Präventionsstrategie wird die 
Barrierefreiheit verankert und die Zielgruppe von 
Menschen mit Behinderungen besonders in den 
Blick genommen. Im Präventionsbericht wird 
dem Thema der gesundheitlichen Versorgung 
von Menschen mit Behinderung ein eigenes Ka-
pitel gewidmet. 

Klicken oder tippen Sie 
hier, um Text einzuge-
ben. 

Klicken oder tip-
pen Sie hier, um 
Text einzuge-
ben. 

Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text einzu-
geben. 

 
III.2. Berücksichtigung vulnerabler Personen bei Präventionsleistungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Gesundheitsförderung und 
Prävention bei Menschen mit 
Behinderung fördern 

In die institutionenbezogene Auflistung der Le-
benswelten nach § 20a sind Einrichtungen der 
Eingliederungshilfe aufgenommen. 
Im Bereich der Sekundär- und Tertiärprävention 
sind Maßnahmen ergriffen worden, die einer 
Verstärkung der Beeinträchtigung oder Ver-
schlimmerung der Erkrankungen von Menschen 
mit Behinderung gezielt entgegenwirken. 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

In Verhaltens- und Verhält-
nisprävention sind vulnerable 
Gruppen zu beteiligen 

Gesetzliche Grundlage für ein Bundesinstitut für 
Öffentliche Gesundheit (BIÖG/BIPAM): 
Das zu schaffende Bundesinstitut übernimmt 
moderierende, sichtende und konzeptionelle 
Aufgaben auf Bundesebene zur Einbeziehung 
der Gruppen vulnerabler Personen; dazu gehört 
auch die Durchführung von Modellprojekten. Es 
trägt zur Harmonisierung der Bestimmungen der 
Nationalen Präventionsstrategie bei, zu der es 
wichtige Elemente beisteuert.  

Gesetzliche Änderung Neu Aktuelle Legis-
latur 

Zugänglichkeit und Relevanz 
von Präventionsmaßnahmen 
für Migrant*innen sichtbar 
machen 

Erstellung und Verbreitung mehrsprachiger Prä-
ventionsmaterialien. 
Durchführung von Community-basierten gesund-
heitsbezogenen Aufklärungsprogrammen. 

Vorgaben anpassen Neu Aktuelle Legis-
latur 

 
III.3. Berücksichtigung von Inklusion bei Präventionsleistungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Inklusive Ausrichtung der 
Prävention  

Gesetzliche Grundlage für ein Bundesinstitut für 
Öffentliche Gesundheit (BIÖG/BIPAM): 
Analog zu den oben genannten Aufgaben des 
Bundesinstituts sind die Aufgaben der inklusiven 
Prävention für das neue Bundesinstitut zu be-
stimmen. 

Gesetzliche Änderung 
 

Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Inklusive Ausrichtung der 
Prävention 

Novellierung des Präventionsgesetzes:  
Hier sind die Aussagen zur trägerübergreifen-
den, gesundheitsförderlichen Gestaltung des So-
zialraums und zu Gesundheitsförderung im Sozi-
alraum zu konkretisieren. Barrierefreiheit, Inklu-
sion und die Berücksichtigung vulnerabler Grup-
pen sind als Elemente gesundheitsförderlichen 
Sozialraumorientierung gesetzlich zu fixieren.  
 
Akteure der Zivilgesellschaft, der Wohlfahrts-
pflege, und dabei v.a. aus dem Bereich der Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen müssen 
eine stärkere Stimme in den Prozessen und 
Strukturen der Nationalen Präventionskonferenz 
erhalten, um die Belange von Menschen mit Be-
hinderungen in der Prävention bedarfs- und 
fachgerechter einzubringen. 

Gesetzliche Änderung Neu Aktuelle Legis-
latur 

Asylsuchende Menschen ha-
ben Zugang zu gesundheitli-
cher Versorgung  

Menschen, die aktuell Anspruch auf einge-
schränkte Gesundheitsleistungen nach AsylbLG 
haben, erhalten Anspruch auf Gesundheitsleis-
tungen einschließlich Präventionsleistungen auf 
GKV-Niveau und nicht nur im Einzelfall; Wegfall 
der Zugangsbarriere Übermittlungspflichten an 
Ausländerbehörden nach § 87 AufentG. 

Anpassung des § 4 und 
6 AsylbLG 
 
Anpassung des § 87 
Absatz 2 AufenthG i.V. 
it § 9 Absatz 5 und § 11 
Absatz 3 AsylbLG und 
§ 211 SGB VII 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

Menschen ohne Krankenver-
sicherungsschutz haben Zu-
gang zu gesundheitlicher 
Versorgung  

Clearingstellen für Menschen ohne Krankenver-
sicherungsschutz, die anonyme Behandlungs-
scheine ausgeben,  
werden bundesweit eingerichtet und nachhaltig 
finanziert. 

Förderprogramm Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Handlungsfeld IV: Inklusion durch Digitalisierung 
IV.1. Etablierung personenzentrierter und digital unterstützter sektoren- und professionsübergreifender Versor-
gungsprozesse 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Digitale Gesundheits- und 
Pflegeanwendungen, die 
durch Sozialleistungsträger 
finanziert werden, müssen 
barrierefrei nutzbar sein 

Gesetzliche Verankerung in §33 a SGB V und § 
40 a SGB XI. 
Alle DiGAs müssen den Vorgaben der BITV zur 
Barrierefreiheit entsprechen. 

Gesetzliche Anpassung Laufend Aktuelle Legis-
latur 

 

IV.2. Generierung und Nutzung qualitativ hochwertiger Daten für eine bessere Versorgung und Forschung 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

In der medizinischen For-
schung und der Generierung 
von KI-Daten ist behinderten-
spezifischen Belangen von 
Frauen stärker Rechnung zu 
tragen. 

Bei der Generierung von Daten in der Gender-
medizin einschließlich der Generierung von Da-
ten für KI ist der Fokus gezielt auf die besonde-
ren Belange von Frauen mit Behinderung zu le-
gen. 

Klicken oder tippen Sie 
hier, um Text einzuge-
ben. 

Laufend Klicken oder 
tippen Sie hier, 
um Text einzu-
geben. 

 
IV.3. Nutzenorientierte Technologien und Anwendungen 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Barrierefreiheit bei Termin-
vereinbarungsplattformen si-
cherstellen 

Vorgaben um Barrierefreiheit der TSS anpassen. 
Barrierefreiheit der Praxen muss am Anfang des 
online-Prozesses zur Terminvereinbarung er-
kennbar sein. Ggfls. Verknüpfung mit Verzeich-
nis der barrierefreien Praxen (siehe I.1.). 

Anpassung in § 75 Ab-
satz 1a SGB V 

neu Aktuelle Legis-
latur 
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Handlungsfeld V: Diversität im Gesundheitswesen 
V.1. Kultursensible Verständigung fördern 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Menschen ohne oder mit ge-
ringen Deutschkenntnissen 
erhalten einen barrierefreien 
Zugang zum Gesundheits-
wesen und zur gesundheitli-
chen Versorgung 

Der Anspruch auf Sprachmittlung im Gesund-
heitswesen wird als Krankenkassenleistung im 
SGB V sowie im SGB I verankert. 
 
 

Gesetzliche Änderung Neu Aktuelle Legis-
latur 

Geflüchtete Menschen erhal-
ten eine gute gesundheitliche 
Versorgung 

Der Anspruch auf Sprachmittlung im Gesund-
heitswesen wird im Asylbewerberleistungsgesetz 
verankert 

Gesetzliche Änderung Neu Aktuelle Legis-
latur 

Diversitätsgerechte Ange-
bote und Versorgung in der 
Pflege und Anpassung der 
Ausbildungsinhalte. 

Sensibilisierung fördern durch Information/Auf-
klärung und Unterstützung; Aufbau von Kompe-
tenzen über Schulungen und Anpassung der 
Ausbildungsinhalte 

Ergänzung der Curri-
cula, Vorgaben zu Leit-
bild/ QM 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

Abbau von Barrieren im Den-
ken / Entstigmatisierung von 
Behinderungen 

Sensibilisierungsprogramme für das Gesund-
heitspersonal, um Vorurteile und Stereotypen 
abzubauen. 
Öffentliche Aufklärungskampagnen zur Förde-
rung eines inklusiven Bewusstseins in der Ge-
sellschaft. 

Kampagne Neu Aktuelle Legis-
latur 

Diversitätsgerechte Organi-
sationsentwicklung im Ge-
sundheitsbereich fördern 

Implementierung eines Rahmens für diversitäts-
gerechte Organisationsstruktur, einschließlich 
diversitätssensibler Personalpolitik und Füh-
rungsprinzipien; Einbeziehung aller Organisati-
onsbereiche in den Entwicklungsprozess. 

Kampagne Neu Aktuelle Legis-
latur 
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Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Diversitätssensible und inter-
sektionale gesundheitliche 
Versorgung stärken 

Einführung eines umfassenden Schulungspro-
gramms für alle Ebenen des Gesundheitsperso-
nals. 
Entwicklung und Einsatz interaktiver Lehrmetho-
den und Materialien, die spezifisch auf die För-
derung des Verständnisses und der Wertschät-
zung von Diversität ausgerichtet sind. 
Entwicklung und Integration von Lehrveranstal-
tungen und Lehrmaterialien zur Stärkung von 
Diversitätskompetenzen in gesundheitsbezoge-
nen Studiengängen und Berufsausbildungen. 

   

 

V.2. Gesundheitskompetenz fördern 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Mitarbeitende im Gesund-
heitswesen handeln rassis-
muskritisch und diskriminie-
rungssensibel 

Rassismuskritisches und diskriminierungssen-
sibles Handeln wird in Lehrpläne/Curricula von 
Medizin, Pflege und anderen Gesundheitsberu-
fen aufgenommen. 

XXX XXX XXX 

Migrant:innen erhalten und 
verstehen alle relevanten 
Gesundheitsinformationen  

Erhöhung der Zugänglichkeit und des Verständ-
nisses von Gesundheitsinformationen für Mig-
rant:innen durch den Einsatz von KI-gestützter 
mehrsprachiger und kultursensibler Technolo-
gien zur Übersetzung und  diversitätssensible 
Anpassung von gesundheitsbezogenen Materia-
lien, um sicherzustellen, dass sie für Migrant:in-
nen verständlich und relevant sind. 

   

Förderung der Implementie-
rung des Rahmens für Peer-
Education 

Schulung und Einsatz von Multiplikator:innen, 
um gesundheitsbezogene Infos und Ressourcen 
innerhalb ihrer Communities zu verbreiten. 

Zusammenarbeit mit 
Migrantenorganisatio-
nen 

  



Rückmeldungen der BAGFW zum Beteiligungsverfahren zum Aktionsplan Barrierefreies Gesundheitswesen  Seite 16 von 17 

V.3. Datenlage verbessern 
Ziele: Maßnahmen: Umsetzungsform: Status: Zeitrahmen: 

Förderung nutzerkontrollier-
ter Versorgungsforschung 

Vorgabe eines zu bestimmenden Anteils von 
Projektmodellen beim Innovationsfonds, die nut-
zerkontrollierte Forschung betreiben.  
Die Hoheit über Patient:innendaten muss bei 
den Patient:innen liegen.  
Die Datensicherheit muss gewährleistet sein.  

Anpassung Förderricht-
linie Innovations-Fonds 

Neu Aktuelle Legis-
latur 

 
 
Anmerkung zum Handlungsfeld V: 
Mit dem Begriff Diversität werden die sieben Dimensionen der gesellschaftlichen Vielfalt beschrieben: Alter, Geschlecht, sexuelle Orientierung, 
geografische Herkunft, Soziale Herkunft, Physische und Psychische Fähigkeiten und Weltanschauung.  Das sollte als Querschnittsthema für alle 
Handlungsfelder benannt werden. Lediglich in diesem Handlungsfeld V – Diversität im Gesundheitswesen - findet sich zumindest der Begriff wie-
der. Die Übersicht in der auszufüllenden Tabelle fokussiert sich nach unserer Lesart jedoch nur auf die Dimension „geografische Herkunft“. Sollte 
dies der Fall sein, bitten wir darum, diesen Aspekt auch konkret zu benennen, um in der Begrifflichkeit „Diversität“ präzise zu bleiben. 
 
Wir schlagen vor, die anderen Dimensionen im Aktionsplan mit aufzunehmen.  Unsere Vorschläge zu Schnittpunkten der anderen Diversitätsdi-
mensionen im Gesundheitswesen sind:  

• Hürden für Trans- und Intergeschlechtliche Menschen im deutschen Gesundheitssystem 
• Die Wahrnehmung von Selbstbestimmtheit von jungen und älteren Menschen in der Gesundheitsvorsorge  
• Verfügbarkeit von Beratungsangeboten und Gesundheitsvorsorge für Menschen in benachteiligten Lebenssituationen 
• Tabuthema psychische Gesundheit in der Sozialwirtschaft 
• Religion und Weltanschauung in der Arbeitswelt / Gesundheitsvorsorge / Präventionsarbeit 
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Berlin, 15.12.2023 
 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der Freien Wohlfahrtspflege e. V. 
 
Dr. Gerhard Timm 
Geschäftsführer 
 
 
Kontakte: 
Iman Sakkaki (iman.sakkaki@awo.org) 
Cordula Schuh (cordula.schuh@awo.org) 
Fabian Schwarz (fabian.schwarz@awo.org) 
Sebastian Gottschall (sebastian.gottschall@awo.org) 
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